
Volksabstimmung vom
24. September 2017
Erläuterungen des Bundesrates

1 Bundesbeschluss über  
die Ernährungssicherheit  
(direkter Gegenentwurf  
zur zurückgezogenen  
Volksinitiative  
«Für Ernährungssicherheit»)

2 Bundesbeschluss über  
die Zusatzfinanzierung  
der AHV durch eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuer

3 Bundesgesetz über  
die Reform der  
Altersvorsorge 2020
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Propaganda statt 
Informationen

Im Abstimmungsbüchlein 
machen Bundesrat und 
Bundesverwaltung einseitig 
Stimmung für die Reform der 
Altersvorsorge. Einige Aus­
sagen halten einer kritischen 
Prüfung nicht stand. 

Das Juristenmagazin «Plä­
doyer» fragte im April 
den Zürcher Rechtspro­
fessor Andreas Kley: 
«Darf der Bundesrat im 

Abstimmungsbüchlein schreiben, was 
er will?» Die Antwort des Staatsrecht­
lers: «Nein, der Bundesrat darf nicht 
schreiben, was er will. Aber er kann 
es.» Grund: Es gibt keine rechtliche 
Kontrolle der Abstimmungsinforma­
tionen.

Das Bundesgesetz über die politi­
schen Rechte formuliert zwar Leit­
linien zur Abfassung des Abstim­
mungsbüchleins. Danach muss der 
Bundesrat eine «kurze, sachliche Er­
läuterung» geben, «die auch den Auf­
fassungen wesentlicher Minderheiten 
Rechnung trägt». Auch die Argumen­
te von Initianten und Referendums­
komitees müssen in den Informatio­
nen berücksichtigt werden.

Ob der Bundesrat diese Vorgaben 
erfüllt, kontrolliert niemand. Das Bun­
desgericht tritt auf Beschwerden ge­
gen das Abstimmungsbüchlein kon­
sequent nicht ein. Kley: «Der immer 
wieder erhobene Vorwurf, die Erläu­
terungen seien manipulativ und in­
formierten falsch, ist spätestens seit 
dem Entscheid über die Unterneh­
menssteuerreform II bundesgericht­
lich bestätigt.» 2011 hatten drei Stimm­
berechtigte beim Bundesgericht 

Beschwerde eingelegt, der Bundes­
rat habe im Abstimmungsbüchlein 
«unsachgemäss und unvollständig» 
informiert. Der Bundesrat selbst gab 
das zu. Dennoch wies das Bundesge­
richt die Beschwerde ab.

Zehn Seiten für Bundesrat,  
nur eine für Referendumsführer
Neustes Beispiel für die Manipulation 
der Stimmbürger ist das Abstim­
mungsbüchlein zur Altersreform. Es 
beginnt schon bei der Darstellung: 
Die Erläuterungen von Bundesrat und 
Bundeskanzlei sind deutlich leichter 
lesbar als der Text der Initianten oder 
Referendumkomitees. Die Zeilen sind 
kürzer und mit Randbemerkungen 
versehen, farblich unterlegte Stellen 
streichen wichtigere Passagen heraus. 
Dem Referendumskomitee steht wie 
immer eine einzige Seite für seine Ar­
gumente zur Verfügung. Bundesrat 
und Bundesverwaltung breiten ihre 
Argumente auf zehn Seiten aus. 

Wer die Argumente der Regierung 
unter die Lupe nimmt, stellt fest: Di­
verse Informationen sind beschöni­
gend oder falsch. Und gewisse Fak­
ten werden verschwiegen:

Verschwiegene Fakten 
Nirgends steht, dass es AHV und Pen­
sionskassen heute so gut geht wie 
noch nie. Die Reserven liegen bei bei­
den Säulen auf Rekordhöhe: Bei der 
AHV betragen sie Ende 2016 44,7 Mil­
liarden Franken, obwohl der Bund 
noch im Jahr 2011 von der AHV 5 Mil­
liarden an die IV überwiesen hatte. 
In der 2. Säule belaufen sich die Re­
serven Ende 2015 auf 116,4 Milliarden 
(saldo 4/2017). 
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Das Wichtigste in Kürze

Der Bundesbeschluss über die Zusatzfinanzierung der AHV 
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer und das Bundes
gesetz über die Reform der Altersvorsorge 2020 sind mit
einander verknüpft: Die Reform tritt nur in Kraft, wenn 
beide Vorlagen angenommen werden.

­
­

 
Die Altersvorsorge ist das wichtigste Sozialwerk der 
Schweiz. Ihre finanzielle Stabilität ist in Gefahr, weil geburten
starke Jahrgänge in den nächsten Jahren das Pensionsalter 
erreichen, die Lebenserwartung steigt und die Zinsen aus
gesprochen tief sind. 

­

­

Die Reform Altersvorsorge 2020 soll die Renten sichern und 
die Altersvorsorge an die gesellschaftliche Entwicklung 
anpassen. Mit Einsparungen und zusätzlichen Einnahmen 
soll die AHV bis Ende des nächsten Jahrzehnts im Gleichge
wicht gehalten werden. Der Mindestumwandlungssatz wird 
schrittweise gesenkt, um die obligatorische berufliche Vor
sorge zu stabilisieren. Dank Massnahmen in der beruflichen 
Vorsorge und einer Erhöhung von neuen AHV­Altersrenten 
um monatlich 70 Franken soll das Niveau der Altersrenten 
erhalten bleiben. Das Rentenalter der Frauen wird schritt
weise von 64 auf 65 Jahre angehoben. Die Reform ermög
licht die flexible Pensionierung zwischen 62 und 70 Jahren. 

­

­

­
­

Die Reform wird von mehreren Seiten bekämpft. Die einen 
kritisieren, das höhere Frauenrentenalter und die höhere 
Mehrwertsteuer seien unsozial. Sie haben gegen das Reform
gesetz das Referendum ergriffen. Andere kritisieren, anstatt 
zu sparen, baue die Reform die AHV aus, und die finanziellen 
Probleme würden nur aufgeschoben. 

­

 
Für Bundesrat und Parlament ist eine Reform der Alters
vorsorge nach 20 Jahren ohne umfassende Überarbeitung 
dringend nötig. Die Reform Altersvorsorge 2020 sichert das 
Niveau der Renten, verwirklicht die lange versprochene 

­

Ausgangslage

Ziel der Reform

Kritik an der Reform

Standpunkt von 
Bundesrat und  

Parlament
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In der beruflichen Vorsorge sparen die Erwerbstätigen für 
ihre eigene Rente. Heute jedoch findet eine gesetzlich nicht 
vorgesehene Umverteilung auf Kosten der Erwerbstätigen 
statt: Sie müssen einen Teil der laufenden Renten mitbe­
zahlen. Gründe dafür sind die tiefen Zinsen auf dem Kapital
markt und die höhere Lebenserwartung. Die Erträge auf dem 
Altersguthaben sind zu tief, um die gesetzlich garantierte 
Rente zu erwirtschaften. 

­

 
Die Reform Altersvorsorge 2020 geht die Probleme der AHV 
und der obligatorischen beruflichen Vorsorge koordiniert an. 
Nur wenn die Finanzen der AHV und der Pensionskassen im 
Lot sind, können die laufenden und die künftigen Altersrenten 
gesichert werden. Das ist das wichtigste Ziel der Reform: Die 
Höhe der gesetzlich garantierten Altersrenten soll erhalten 
bleiben. 
 
Die Reform passt die Altersvorsorge nach 20 Jahren ohne 
grundlegende Überarbeitung an die Bedürfnisse der Men
schen an. Sie schafft die Voraussetzungen für eine flexible 
und schrittweise Pensionierung zwischen 62 und 70 Jahren. 
Wer über 65 hinaus erwerbstätig ist, kann die Renten der 
AHV und der beruflichen Vorsorge weiter aufbessern. Damit 
sollen die Erwerbstätigkeit im Alter attraktiver werden und 
der Wirtschaft Fachkräfte erhalten bleiben, auf die sie je  
länger je mehr angewiesen ist. 

­

 

2. Säule: Umverteilung
auf Kosten der  

Erwerbstätigen

Wichtigstes Ziel
der Reform:

Rentenhöhe sichern

Flexible und
schrittweise

Pensionierung

1
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Die Argumente des Bundesrates
 
Ein Alter in Würde und in materieller Sicherheit ist für die 
Menschen sehr wichtig. Die AHV und die obligatorische 
berufliche Vorsorge geraten aber nach 20 Jahren ohne 
umfassende Reform finanziell zunehmend aus dem Gleich
gewicht. Mit der Reform Altersvorsorge 2020 können diese 
beiden Säulen stabilisiert werden. Sie sichert die Renten, 
garantiert deren heutiges Niveau, verhindert Defizite und 
modernisiert die Altersvorsorge. Der Bundesrat befür
wortet die Vorlage insbesondere aus folgenden Gründen:

­

­

 
 
Die Menschen in der Schweiz sollen sich darauf verlassen 
können, dass das Niveau der Altersrenten erhalten bleibt. 
Dies erreicht die Reform mit einer ausgewogenen  
Gesamtlösung.    
 
Die Reform verhindert, dass die AHV im nächsten Jahrzehnt 
grosse Defizite machen muss. Ohne Gegenmassnahmen 
wären die Renten mittelfristig nicht mehr garantiert. Mit  
Einsparungen und zusätzlichen Einnahmen wird die AHV  
gesichert.  
 
In der obligatorischen beruflichen Vorsorge gibt es eine  
versteckte und unfaire Umverteilung auf Kosten der Erwerbs
tätigen. Obwohl eigentlich jeder und jede für sich selber 
spart, dient heute ein Teil des Ertrags auf den Altersguthaben 
dazu, die Rente der bereits Pensionierten mitzufinanzieren. 
Die Reform vermindert diese Umverteilung mit der Senkung 
des Umwandlungssatzes erheblich. Dank Ausgleichsmass
nahmen bleibt das Rentenniveau jedoch für alle erhalten. 

­

­

 

Niveau
der Renten

bleibt erhalten

Finanzierung
der AHV

wird gesichert

Unfaire
Umverteilung

wird stark vermindert
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­

Mit der Reform will der Bund Vorsorgelücken schliessen 
von Personen, die Teilzeit arbeiten oder wenig verdienen. 
Dies betrifft mehrheitlich Frauen. Wer nur eine bescheidene 
berufliche Vorsorge hat, erhält eine höhere Pensionskassen
rente. Wer gar keine berufliche Vorsorge hat, erhält durch 
die erhöhte AHV­Rente ebenfalls eine Verbesserung. Beides 
bewirkt, dass die künftigen Rentnerinnen und Rentner  
weniger auf Ergänzungsleistungen angewiesen sind. 
 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ab 58 Jahren erhalten 
mit der Reform eine bessere Absicherung in der beruflichen 
Vorsorge. Wenn sie ihre Stelle verlieren, können sie neu in 
ihrer Pensionskasse bleiben und erhalten von dieser später 
eine Altersrente. Heute sind sie häufig gezwungen, das  
Altersguthaben zu beziehen und auf eigenes Risiko zu  
verwalten. 
 
All diese Massnahmen sollen die Altersrenten sichern, indem 
die AHV bis Ende des nächsten Jahrzehnts im Gleichgewicht 
gehalten und die berufliche Vorsorge stabilisiert wird. Ohne 
Reform würden sich die finanziellen Probleme der Alters
vorsorge laufend vergrössern. In späteren Reformen müssten 
nicht nur das Gleichgewicht der AHV wiederhergestellt, 
sondern auch noch hohe Defizite abgebaut und die Reserven 
wieder aufgebaut werden.

­

Lücken in  
der Vorsorge

schliessen

Besserer Schutz
für ältere

Arbeitslose

Ohne Reform
würden grosse

Probleme entstehen
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4,1 Mio.

1,8 Mio.
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Beschönigende Aussagen
 «Die Reform schafft die Vor­
aussetzungen für eine flexible 
und schrittweise Pensionie­

rung zwischen 62 und 70 Jahren» 
(Seite 16). Das tönt gut. Nur: Zurzeit 
ist in der 2. Säule schon eine Pensio­
nierung mit 58 zulässig, wenn das 
Reglement der Kasse dies vorsieht. 
Neu wäre das erst ab 60 möglich. Die 
Reform erlaubt den Pensionskassen 
zudem, Rentenalter 70 einzuführen.

 «Künftige Rentnerinnen und 
Rentner sind weniger auf Er­
gänzungsleistungen (EL) an­

gewiesen» (Seite 19). Denn, «wer nur 
eine bescheidene berufliche Vorsor­
ge hat, erhält eine höhere Pensions­
kassenrente. Wer gar keine berufli­
che Vorsorge hat, erhält durch die 
erhöhte AHV-Rente ebenfalls eine Ver­
besserung.» Das ist richtig. Aber künf­
tige Rentner mit EL-Anspruch müs­
sen bei gleichem Einkommen neu 
mehr Steuern zahlen, weil die Ren­
ten steuerbar sind, EL hingegen nicht.

Falschinformationen
Die «finanzielle Stabilität» der 
Altersvorsorge sei «in Gefahr, 
weil geburtenstarke Jahrgän­

ge in den nächsten Jahren das Pen­
sionsalter erreichen, die Lebenser­
wartung steigt und die Zinsen ausge­
sprochen tief sind». Tatsache ist: 
Zahlen des Bundesamts für Statistik 
zeigen, dass die Lebenserwartung der 
65-Jährigen seit 2010 stagniert oder 
höchstens noch ganz wenig steigt. 
Von 2014 auf 2015 sank sie bei Frauen 
und Männern sogar um jeweils  
0,2 Jahre. 

Wegen der Generation der Baby­
boomer steigt zwar die Zahl der 
Rentner, doch deshalb gerät die AHV 
angesichts der Reserven nicht in Be­
drängnis. Ab 2030 wird eine neue Ge­
neration von Babyboomern erwerbs­
tätig sein und die Einnahmen der AHV 
erhöhen. Seit ein paar Jahren gehen 
nämlich die Geburtenzahlen deutlich 
nach oben. 2016 wurden in der 
Schweiz 87 883 Kinder zur Welt ge­
bracht – so viele, wie seit 43 Jahren 
nicht mehr. Laut dem Bundesamt  
für Sozialversicherungen reicht die 
AHV-Reserve auch ohne Reform  
bis 2030. 

Das Zinsniveau ist seit ein paar Jah­
ren tief, die Erträge der Pensionskas­
sen waren trotzdem recht hoch. Die 
Lebensversicherer haben in der  
2. Säule von 2008 bis 2015 einen Er­
trag von durchschnittlich 3,58 Pro­
zent erreicht (saldo 11/2017). 

In der 2. Säule gebe es eine 
«unfaire Umverteilung auf Kos­
ten der Erwerbstätigen» (Sei­

te 22). Diese müssten «einen Teil der 
laufenden Renten mitbezahlen» (Sei­
te 16). Tatsache ist: Die Mehrheit der 
Versicherten bezieht mindestens ei­
nen Teil des Altersguthabens in Form 
von Kapital. Für Rentenbezüger gilt: 
Ein Ertrag von 3,5 Prozent auf ihrem 
Alterskapital genügt, um den heuti­
gen Umwandlungssatz von 6,8 zu fi­
nanzieren. Dieser Ertrag wurde bis­
her im Durchschnitt mehr als erreicht. 
Viele Kassen verzinsen die Guthaben 
der Erwerbstätigen trotzdem schlecht. 
Mit der Differenz äufnen sie ihre Re­
serven. Das Geld kommt nicht den 
Rentnern zugut. � res., thl

1
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Die finanziellen Auswirkungen der 
Altersreform für Leute ab 45, die 
sich frühzeitig pensionieren lassen 
wollen, sind unklar.
«Das Niveau der Renten soll erhalten bleiben.»  
So steht es im Abstimmungsbüchlein auf  
Seite 13. Das Problem: Frauen und Männer ab 45 
haben bis zur Pensionierung nicht genügend Zeit, 
die geplante Senkung des Umwandlungssatzes 
von 6,8 auf 6 Prozent zu kompensieren. Für sie gilt 
deshalb eine Schutzklausel. Sie garantiert der 
«Übergangsgeneration» gleich viel Geld aus der 
Pensionskasse wie bisher. 

Total haben 4,1 Millionen Erwerbstätige eine Pen­
sionskasse. Davon sind 1,8 Millionen zwischen 45 
und 64/65 Jahre alt. Das ist ein Anteil von 44 Pro­
zent (siehe Grafik). Ob für sie die Besitzstands­
garantie auch gilt, wenn sie sich frühzeitig pensio­
nieren lassen, ist unklar. Denn im Bundesgesetz 
über die Reform der Altersvorsorge steht dazu 
nur: «Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.» 

Am 16. Juni 2017 schickte der Bundesrat eine ent­
sprechende Verordnung in die Vernehmlassung. 
Zwei Varianten stehen zur Auswahl: «Besitzstands­
garantie für Frühpensionierte Ja» und «Besitz­
standsgarantie Nein». Die Vernehmlassung dauert 
bis zum 6. Oktober – zwei Wochen nach der Ab­
stimmung zur Altersreform am 24. September!  
Für über 45-Jährige bedeutet dies: Sie kaufen die 
Katze im Sack. 

Frühpensionierungen sind verbreitet. Gemäss der 
Pensionskassenstatistik 2017  des Finanzdienst­
leisters Swisscanto gingen im letzten Jahr 58 Pro­
zent vor dem ordentlichen Rücktrittsalter in den 
Ruhestand. 33 Prozent liessen sich regulär pensio­
nieren, 9 Prozent später. � hel

Über 45-Jährige kaufen 
die Katze im Sack

Davon 45 bis 64/65 
Jahre alt

Total Erwerbstätige  
mit Pensionskasse


